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AUSZUG AUS DEM PROTOKOLL DES RE,GIERUNGSRATES

DES KANTONSSOLOTHURN

VOM

20, Juli 1973 Nr. 4228

Die ~ohnerem~ndeHä~dor~ unterbreitet dem Regierungsrat

den Strass~n-, Baulinien- und Zonenplan Blatt Nord, Plan 549.2

zur Genehmigung.

Die Gemeinde beschäftigt sich schon seit einigen Jahren mit der

Gesamtplanung der Gemeinde. Infolge der starken Bautätigkeit sah

sie sich gezwungen, diese Entwicklung fortlaufend durch die Auf

lage von Teilbebauungs— und Zonenplänen in geordnete Bahnen zu

lenken.

Der vorliegende Plan erstreckt sich über das Gebiet Wihalden

Vogelberg-Allerheiligenstrasse. Der Geltungsbereich ist mit

einer schwarzen, strich—punktierten Linie dargestellt. Der Plan

~ege,lt die Zonenausscheidung (w 2½ sowie Teilgebiete, welche

nur mit einem speziellen Bebauungsplan überbaubar gemacht werden

kannen) und die St‘assen-~- und Baulini.en in diesem Gebiet.

Die öffent1ich~• Auflage erfol~te vom 9, November - 8. Dezember

1970, Während dieser Zeit sind 2 Einsprachen eingereicht worden,

welche vom Gemeinderat am 8. März 1971 abgelehnt wurden. Daraufhin

gelangten die Einsprecher an die Gemeindeversammlung, welche am

3. Juli 1972 die Einsprachen abwies und den Strassen- und Bau—

linienplan Blatt Nord genehmigte.

1,

Gegen den Beschluss der Gemeindeversamnmlung haben folgende

legitimierten Grunde~gentUmer beim Regierungsrat rechtzeitig

Beschwerde eingereicht:

22117-120000-1972
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Frau Hedwig Wagner-]3orner, IKirchweg 18, 4617 Gunzgen

Herr ~Jerner Rötheli—Bänninger, Segantinistrasse 149, 8049 ZUrich 10

~

Ii,

1. Bes chwerd~j iW -Borner

Die Beschwerdeführerin wendet sich gegen eine angeblich er—

neute Abgabe einer Eckparzelle ihres Grundstückes GB,Nr. 960

an die südlich davon geplante Gemeindestrasse (Er~ietweg). Man

habe schon dem vorherigen Eigentümer wiederholt ohne Ent—

schadigung Land weggenommen Durch eine erneute Kurzung werde

sie geschädigt. Auch sei ih~ von der Gemeinde b±~her nicht

die verlangte Zusicherung für einen neuaufbau des auf dem

Ör~indstück stehenden Gebäudes und für eine ~arageausfahrt

erteilt worden.

Die Behauptung der Beschwerdeführerin über eine mehrfache

Landwegnahme trifft nicht zu. Die Fläche der Parzelle Nr. 960

blieb - bis auf eine Abtretung-von 2 m2 an die Vogelbe~g

strasse — seit 1875 unverändert~ Nach detn angefochteneh Plan

Blatt Nord (der entspfechende Mutationsplan ist bereits er

stellt) hat die Beschwerdeführerin lediglich 34 m2 an der sUd—

westlichen Ecke und 4 m2 an der südöstlichen Ecke abzutreten,

Ob diese Verkleinerung eine Entwertung, darstellt muss höchst

fraglich bleiben, da die nur 12 m breite Parzelle wegen ihrer ~

Form ohnehin keine Neuüberhauung zulässt, ~as ist aber nicht

im Bauplanverfahren, sondern beim Landerwerb, eventuell im

Enteignungsverfahren zu prüfen. Auch die Frage, ob ein Neu

aufbau des auf Parzelle Nr. 960 stehenden Gebäudes zulässig

ist, und ob eine Garageau~fahrt bewilligt werden kann, hat nicht

der Regierungsrat irrt Planverfahren, sondern‘ die Baubehörde

im Baugesuchsverfahren zu entscheiden, Das Planverfä.hren kann

nicht dazu verwendet werden, im voraus solche Ztsich.e~rungen

zu erlangen,
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Die bestrittene Linienführung des geplanten Ernetweges als

Ersch1iessungsstra~se vom Vogelherg ins Gebiet Wihalden ent

spricht dem Verlauf des bestehenden Weges. Eine andere Strassen—

führung ist hei den gegebenen Verhältnissen kaum mdglich, Der

angefochtene Beschluss der Ge.meindeversammlung ist daher nicht

willkürlich, sondern sachgemäss. Die Beschwerde ist mithin

abzuweisen, soweit darauf eingetreten werden kann, Die Be—

schwerdeführerin hat eine Entscheidgebühr (inkl. Kosten) von

100 Franken zu bezahlen.

2, Beschwerde_Werner Rdthe Bännin er

In seiner Beschwerdeshhrift an den Regierungsrat beanstandet

Herr Rötheli, der Miteig~ntümer des Grundstückes Nr. 1016

ist, die Linienführung der südlich der Allerheiligenstrasse

gelegenen Erschliessungsstras~e nicht mehr, Er erklärt. sich

sogar ~usdi~ücklich damit einverstanden, falls in dem ange

fochtenen Entscheid der Gemeindeversammlung der Beschluss über

die Durchführung einer Baulandumlegung aller betroffenen

Grundstücke, nämlich G~ ~N~h.‘IÖl5, 1016, 1017, 1018, 1020,

1020, 1030, 1739 und 1768 miteinbezogen werde,

Bei der Behandlung des Bebauungsplanes stellte der Gei~neinderat

fest, dass die südlich der Al1erhe~ligenstrasse gelegenen

Grundstücke, so auch die Parzelle des Beschwerdeführers,

tatsächlich ungünstig gruppiert und nur schwer Uherbaubar

sind. Am 5, Juni 1972 beschloss daher der Gemeinderat, unmittel

bar nach der Genehmigung des Bebauungsplanes durch den Re—

gierungsrat, nach § 27 des kantonalen Baugesetzes über die

Grundstücke Nrn. 1015, 1016, 1017, 1018, 1020, 1739 und 1760

eine Baulandumlegung durchzuführen, Der G~meinderat hat also

dem Begehren des Beschwerdeführers bereits entsprochen,~Mit

Zustellung des Gemeindeversammlungsentscheides vom 3. Juli 1972

wurde dem Beschwerdeftihrer von diesem Gemeinderatzbeschluss

Kenntnis gegeben. Somit könnte die Beschwerde eigentlich als

gegenstandslos betrachtet werden, Der Beschwerdeführerver—

langt aber vbm Regierungsrat auch noch den Einbezug der nicht



in seinem Eigentum stehenden GB Hrn. 1023 und 1030 in die Bau-

landumlegung. Allein, über den Umlegungsperimeter haben nach

§ 27 Baugesetz grundsätzlich der Gemeinderat, eventuell die

interessiert~n Grundeigentümer zusammen zu befinden, nämlich,

wenn das gesetzliche Quorum (Hälfte Anzahl Eigentümer1 die

mindestens die~ Hälfte der Fläche des betreffenden Gebietes zu eigen

besitzen) erreicht. ist,

•Jedehfalls ist die Frage des Umlegungshereiches im hiefür

vorgesehenen Baulandumlegungsverfahren und nicht im Zonen— und

Strassenplanverfahren zu entscheiden, Gegen die öffentliche

Auflage des Baulandumlegungsbereiches kann in diesem späteren

Verfahren Einsprache erhoben werden, Soweit sich die Beschwerde ~

nicht als gegenstandslos erweist, ist sie daher abzii~isen,

Der B~schwerdefuhrer hat eine Entscheidgebuhr (inkl Kosten)

von 100 Franken ~u bezahl~n.

Im weitern gibt d~r Plan zu keinen Bemerkungen Anlass. Er kann

somib in dieser Form genehmigt werden

Eswird
beschlossen:

1. Die Beschwe~d~ de~ FrauHedwi~ Wagner—Borner, Gunzgen, wird

abgewiesen, soweit darauf ~inzutreten ist, Die Besch~erde—

führerin hat e~Lne Entscheidgebühr (inkl, Kosten) von

50 Franken zu bezahlen.

2. Die Beschwerde des Herrn Werner Rötheli-BSnnixiger, Zürich,

wird abgewiesen, soweit sie sich nichf als gegenstandslos

erweist. Der Beschwerdeführer hat eine Entscheidgebühr (inkl.

Kosten) von 50 Franken zu bezahlen,

3, Der Strassen—, Baulinien— und Zonenplan Blatt Nord, Plan

Nr. 549.2 der Einwohnergemeinde Hägendorf wird genehmigt,

4, Bestehende Pläne verlieren ihre Rechtskraft, soweit sie mit

dem vorstehend~n in Widerspruch stehen.

5, Die Gemeinde wird verhalten, dem Amt für Raumplanung noch

1 auf Lein~iand aufgez~ge~en Plan, versehön mit dem Genehmigungs—

vermerk der Gemeinde, bi~ zu~ 31. August1973, zuzustellen,
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~(Staatskanzlei Nr. 761) N~
Frau Hedwig Wagner—Borner, Gunzgen

~h~d~Uhrjinkl,_Kosten)__Fr.50.--- (Staatskanzlei Nr, 762) Ni

Herr Werner Rbtheli-BNnninger, Strich

Genehmigungsgebthr Fr. 50,--

Publikationskosten Fr.16,—-

Fr. 66.—— (Staatskanzlei Nr. 763) NN

Der Staats schreiber

g~ ~

~. C k

Bau-Departement (2), mit Akten (Hz)
Kant. Hoahbauamt (2)
Kant. Tiefbauamt (2)
Kant. Amt ftr Raumplanung (2), mit 1 gen, Plan (Plan auf

Leinwand folgt sp~iter)
Jur. Sekret~ir des J3au—Departementes (3)
Kreisbauamt II, 4600 Olten (2), mit 1 gen, Plan
Kant, Finanzverwaltung (2)
Amtschreiberei 4600 Olten (2), mit 1 gen. Plan
Ammannamt der Einwohnergemeinde 4614 H~igendorf (2) NN
Baukommission der Einwohnergemeinde 4614 H~gendorf (2),

mit 1 gen. Plan
Sekretariat der Katasterschatzung (2), mit 1 gen. Plan
Frau Hedwig Wagner_Borner, Kirchweg 10, 4617 Gunzgen NN
Werner Rötheli—B~inninger, Segantinistrasse 149, 8049

Ztirich, NN
Amtsblatt: (Publikation Ziff. 3 des Dispositivs)

Der Strassen—, Baulinienpian— und Zonenpian
Blatt Nord, Plan Nr. 549,2 der Einwohnergemeinde
H8gendorf wird genehmigt,




